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Antrag   

der Piratenfraktion 

 
Ehemalige Heimkinder mit Behinderungen und Gewalterfahrungen entschädigen –  
Einrichtung eines Fonds jetzt!  

 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 
 
Das Abgeordnetenhaus fordert den Senat auf, sich in den zuständigen Gremien für die Ein-
richtung eines Fonds zur Entschädigung für ehemalige Heimkinder mit Behinderungen einzu-
setzen, die Gewalt und Unrecht während ihrer Zeit in Psychiatrien und Heimen der 
Behindertenhilfe erfahren haben. 
 
Dabei sind folgende Maßgaben zu beachten: 
 

• Im Sinne von Gleichstellung und Gerechtigkeit ist analog zum Entschädigungsfonds 
für nicht behinderte Heimkinder zu verfahren. Ehemaligen Heimkindern mit Behinde-
rung ist eine gleichwertige Anerkennung zuzubilligen. Eine langfristige Sonderlösung 
im Rahmen der Regelsysteme, bspw. durch das Rentenrecht, entspricht nicht dem 
Gleichstellungsprinzip. Betroffene mit Behinderungen schlechter zu behandeln als 
nicht behinderte Betroffene ist diskriminierend. 

 
• Das Land Berlin ist ebenso wie die anderen Bundesländer in der Verantwortung, 

ehemalige Heimkinder mit Behinderung und Gewalterfahrung endlich zu entschädi-
gen. Die gemeinschaftliche Verantwortung liegt beim Bund, den Kirchen und den 
Ländern. Dazu gehört die Drittelung der Finanzierung durch Bund, Kirchen und Bun-
desländer. 

 
• Den Betroffenen sind zeitnah Leistungen zu bewilligen, da viele inzwischen in einem 

fortgeschrittenen Alter sind.  
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• Bei der Errichtung und Organisation eines Heimkinderfonds für Betroffene mit 
Behinderungen ist eine enge Konsultation mit Menschen mit Behinderungen und mit 
ihren Vertreterorganisationen entsprechend Artikel 4 Absatz 3 der UN-
Behindertenrechtskonvention zu führen. 

 
Dem Abgeordnetenhaus ist bis zum 31. Mai 2015 zu berichten. 
 
 

Begründung 
 
Die in den Jahren 1949 bis 1975 in Kinderheimen der alten Bundesrepublik und der DDR 
misshandelten ehemaligen Heimkinder erhalten Entschädigungsleistungen aus zwei Hilfs-
fonds, die je zu einem Drittel von Kirchen, Bund und Ländern finanziert werden („Heim-
erziehung West“ und „Heimerziehung DDR“). Ehemalige Heimkinder mit Behinderung oder 
psychischer Erkrankung, die damals in Einrichtungen der Behindertenhilfe Gewalt und 
Unrecht erfahren haben, sind bisher von Entschädigungszahlungen ausgeschlossen. 
 
Das Unrecht kann zwar nicht mehr wiedergutgemacht werden, doch können 
Unterstützungsleistungen dazu beitragen, Folgeschäden aus der Heimerziehung abzumildern. 
 
Die Bundesregierung hat für diese Gruppe bereits 20 Millionen Euro in einen Hilfsfonds für 
Entschädigungsleistungen eingestellt. Auch die Kirchen haben Bereitschaft signalisiert, sich 
zu beteiligen. Das Land Berlin und die anderen Bundesländer – außer Bayern – stehen bislang 
auf der Bremse, dieses Unrecht endlich auch finanziell anzuerkennen. Um die Betroffenen 
zeitnah zu entschädigen, sollte sich das Land Berlin als weiteres Bundesland für eine Fonds-
lösung einsetzen und bei anderen Bundesländern dafür werben. Eine Sonderlösung über 
Regelsysteme läuft einer Gleichbehandlung zuwider.  
 
 

Berlin, den 17. März 2015 
 
 
 
 

Herberg Spies 
und die übrigen Mitglieder der  

Piratenfraktion 


